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I. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS

§ 1 Firma und Sitz
(1)Die Firma der Genossenschaft lautet:

Volksbank Ettlingen eG

(2)Die Genossenschaft hat ihren Sitz in:  Ettlingen bei Karlsruhe

§ 2 Zweck und Gegenstand
(1)Zweck der Genossenschaft ist die wirtschaftliche Förderung und Betreuung der Mitglieder.
(2)GegenstanddesUnternehmensistdieDurchführungvonbanküblichenundergänzenden

Geschäften, insbesondere
a) die Pflege des Spargedankens, vor allem durch Annahme von Einlagen;
b) die Gewährung von Krediten aller Art;
c) dieÜbernahmevonBürgschaften,GarantienundsonstigenGewährleistungensowie

die Durchführung von Treuhandgeschäften;
d) die Durchführung des Zahlungsverkehrs;
e) dieDurchführungdesAuslandsgeschäftseinschließlichdesAn-undVerkaufsvonDe -

visen und Sorten;
f) die Vermögensberatung, Vermögensvermittlung und Vermögensverwaltung;
g) derErwerbunddieVeräußerungsowiedieVerwahrungundVerwaltungvonWertpapie -

ren und anderen Vermögenswerten;
h) dieVermittlungoderderVerkaufvonBausparverträgen,Versicherungen,Immobilien

und Reisen.
i) dieVermittlungvonImmobilienallerArtzuMiet-undVermietungszweckenunddieVer -

waltung von eigenen und fremden Immobilien.
(3)DieGenossenschaftkannZweigniederlassungenerrichtenundsichanUnternehmen

beteiligen.
(4)Die Ausdehnung des Geschäftsbetriebs auf Nichtmitglieder ist zugelassen.

II. MITGLIEDSCHAFT

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
(1)Die Mitgliedschaft können erwerben:

a) natürliche Personen;
b) Personengesellschaften;
c) juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts.

(2)Die Mitgliedschaft wird erworben durch
a) einevondemBeitretendenzuunterzeichnendeunbedingteBeitrittserklärung,dieden

Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und
b) Zulassung durch die Genossenschaft.

(3)DasMitgliedistunverzüglichindieMitgliederliste(§16Abs.2Buchst.f)einzutragenund
hiervon unverzüglich zu benachrichtigen.
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§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet durch

a) Kündigung (§ 5);
b) Übertragung des Geschäftsguthabens (§ 6 Abs. 1);
c) Tod (§ 7);
d) Auflösung einer juristischen Person oder Personengesellschaft (§ 8);
e) Ausschluss (§ 9).

§ 5 Kündigung
(1) JedesMitgliedhatdasRecht,seineMitgliedschaftzumSchlusseinesGeschäftsjahreszu

kündigen.
(2) SoweiteinMitgliedmitmehrerenGeschäftsanteilenbeteiligtist,ohnehierzudurchdie

SatzungodereineVereinbarungmitderGenossenschaftverpflichtetzusein,kannesseine
BeteiligungmiteinemodermehrerenseinerweiterenGeschäftsanteilezumSchlusseines
Geschäftsjahres kündigen.

(3) DieKündigungmussschriftlicherklärtwerdenundderGenossenschaftmindestens
drei Monate vor Schluss eines Geschäftsjahres zugehen.

§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens
(1) EinMitgliedkannjederzeit,auchimLaufedesGeschäftsjahres,seinGeschäftsguthaben

durchschriftlichenVertrageinemanderenübertragenundhierdurchausderGenossen-
schaftohneAuseinandersetzungausscheiden,sofernderErwerberbereitsMitgliedistoder
anseinerStelleMitgliedwird.IstderErwerberbereitsMitglied,soistdieÜbertragungdes
Geschäftsguthabensnurzulässig,sofernseinbisherigesGeschäftsguthabennachZu-
schreibungdesGeschäftsguthabensdesVeräußerersdenzulässigenGesamtbetragder
Geschäftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt, nicht übersteigt.

(2) EinMitgliedkannseinGeschäftsguthaben,ohneausderGenossenschaftauszuscheiden,
teilweiseübertragenunddamitdieAnzahlseinerGeschäftsanteileverringern.Abs.1gilt
entsprechend.

(3) DieÜbertragungdesGeschäftsguthabensodereinesTeilsdavonbedarfderZustimmung
der Genossenschaft. Dies gilt nicht im Fall des § 76 Abs. 2 des Genossenschaftsgesetzes.

§ 7 Ausscheiden durch Tod
MitdemTodescheideteinMitgliedaus;seineMitgliedschaftgehtaufdenErbenüber.DieMit -
gliedschaftdesErbenistzeitlichnichtbegrenzt.FürdenFallderBeerbungdesErblassersdurch
mehrereErben,endetdieMitgliedschaftzumSchlussdesfolgendenGeschäftsjahresindemder
Erbfalleingetretenist,soferndieMitgliedschaftinnerhalbderfestgelegtenFristnichteinvernehm -
lich unter den Erben aufgeteilt wurde. 
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§ 8 Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft
WirdeinejuristischePersonodereinePersonengesellschaftaufgelöstodererlischtsie,soendet
dieMitgliedschaftmitdemSchlussdesGeschäftsjahres,indemdieAuflösungoderdasErlö -
schenwirksamgewordenist.ImFallderGesamtrechtsnachfolgewirddieMitgliedschaftbiszum
Schluss des Geschäftsjahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt.

§ 9 Ausschluss
(1) EinMitgliedkannausderGenossenschaftzumSchlusseinesGeschäftsjahresausge-

schlossen werden, wenn
a) estrotzschriftlicherAufforderungunterAndrohungdesAusschlussesdensatzungs-
mäßigenodersonstigenderGenossenschaftgegenüberbestehendenVerpflichtungen
nicht nachkommt;

b) esunrichtigeJahresabschlüsseoderVermögensübersichteneinreichtodersonstun-
richtigeoderunvollständigeErklärungenüberseinerechtlichenoderwirtschaftlichen
Verhältnisse abgibt;

c) esdurchNichterfüllungseinerVerpflichtungengegenüberderGenossenschaftdiese
schädigtodergeschädigthatoderwegenderNichterfüllungeinerVerbindlichkeitge-
richtliche Maßnahmen notwendig sind;

d) eszahlungsunfähiggewordenoderüberschuldetoderüberseinVermögeneinAntrag
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt worden ist;

e) sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist;
f) sichseinVerhaltenmitdenBelangenderGenossenschaftnichtvereinbarenlässt,ins-
besonderewennderGeschäftsbetriebderGenossenschaftnichtodernichtmehrge-
nutzt wird.

(2)FürdenAusschlussistderVorstandzuständig.MitgliederdesAufsichtsratskönnenjedoch
nurdurchBeschlussderVertreterversammlungausgeschlossenwerden.Mitgliederdes
Vorstands können nur durch Beschluss des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden.

(3)VorderBeschlussfassungistdemAuszuschließendenGelegenheitzugeben,sichzudem
beabsichtigtenAusschlusszuäußern.HierbeisindihmdiewesentlichenTatsachen,auf
denenderAusschlussberuhensoll,sowiedersatzungsmäßigeAusschließungsgrundmitzu-
teilen.

(4)DerBeschluss,durchdendasMitgliedausgeschlossenwird,hatdieTatsachen,aufdenen
der Ausschluss beruht, sowie den satzungsmäßigen Ausschließungsgrund anzugeben.

(5)DerBeschlussistdemAusgeschlossenenvondemVorstandunverzüglichdurcheinge-
schriebenenBriefmitzuteilen.VonderAbsendungdesBriefesankanndasMitgliednicht
mehrVertreterbzw.ErsatzvertreterundauchnichtMitglieddesWahlausschussessein,der
gemäßderWahlordnung(§26eAbs.2)zubildenist;eskannauchnichtanderWahlzur
Vertreterversammlung teilnehmen und nicht Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats sein.

(6)DerAusgeschlossenekann,wennnichtdieVertreterversammlungdenAusschlussbe-
schlossenhat,innerhalbeinesMonatsseitderAbsendungdesBriefesBeschwerdebeim
Aufsichtsrateinlegen.DieBeschwerdeentscheidungdesAufsichtsratsistgenossenschafts-
intern endgültig.

(7)EsbleibtdemAusgeschlossenenunbenommen,gegendenAusschlussdenordentlichen
Rechtswegzubeschreiten.DerordentlicheRechtswegistjedochausgeschlossen,wenndas
Mitglied von der Beschwerdemöglichkeit gemäß Absatz 6 keinen Gebrauch gemacht hat.
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§ 10 Auseinandersetzung
(1) FürdieAuseinandersetzungzwischendemausgeschiedenenMitgliedundderGenossen-

schaftistderfestgestellteJahresabschlussmaßgebend;Verlustvorträgesindnachdem
VerhältnisderGeschäftsanteilezuberücksichtigen.ImFallderÜbertragungdesGeschäfts-
guthabens (§ 6) findet eine Auseinandersetzung nicht statt.

(2)DasausgeschiedeneMitgliedhatAnspruchaufAuszahlungdesAuseinandersetzungsgutha-
bens,fürdieAuszahlungistdieZustimmungvonVorstandundAufsichtsraterforderlich.
DarüberhinaushateskeineAnsprücheaufdasVermögenderGenossenschaft.DieGenos-
senschaftistberechtigt,beiderAuseinandersetzungdieihrgegendasausgeschiedeneMit-
gliedzustehendenfälligenForderungengegendasAuseinandersetzungsguthabenaufzu-
rechnen.DerGenossenschafthaftetdasAuseinandersetzungsguthabendesMitgliedsals
Pfand für einen etwaigen Ausfall, insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitglieds.

(3)DieAbsätze1bis2geltenentsprechendfürdieAuseinandersetzungnachKündigungein-
zelner Geschäftsanteile.

§ 11 Rechte der Mitglieder
JedesMitgliedhatdasRecht,nachMaßgabedesGenossenschaftsgesetzesundderSatzungdie
LeistungenderGenossenschaftinAnspruchzunehmenundanderGestaltungderGenossen -
schaft mitzuwirken. Es hat insbesondere das Recht,

a) anderWahlzurVertreterversammlungteilzunehmenundsichimRahmenderVor-
schriften dieser Satzung um das Vertreteramt zu bewerben;

b) alsVertreterinderVertreterversammlungAuskünfteüberAngelegenheitenderGenos -
senschaft zu verlangen (§ 34);

c) AnträgefürdieTagesordnungderVertreterversammlunggemäß§28Abs.4einzurei-
chen; 

d) AnträgeaufBerufungeineraußerordentlichenVertreterversammlunggemäß§28Abs.
2 einzureichen;

e) WahlvorschlägefürdieVertreterversammlungeinzureichen;hierzubedarfesderUnter-
schriften von 150 Mitgliedern;

f) nachMaßgabedereinschlägigenBestimmungenundBeschlüsseamJahresgewinn
teilzunehmen;

g) rechtzeitigvorFeststellungdesJahresabschlussesdurchdieVertreterversammlungauf
seineKosteneineAbschriftdesJahresabschlusses,desgesetzlichenLageberichtsund
des Berichts des Aufsichtsrats zu verlangen;

h) das zusammengefasste Ergebnis des Prüfungsberichts einzusehen;

i) die Mitgliederliste einzusehen;
j) dieListemitdenNamenundAnschriften,TelefonnummernoderE-Mail-Adressender

gewähltenVertreterundErsatzvertretereinzusehenundaufseinVerlangeneineAb -
schrift der Liste zur Verfügung gestellt zu bekommen.
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§ 12 Pflichten der Mitglieder
Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft zu wahren. Es hat insbesondere

a) denBestimmungendesGenossenschaftsgesetzes,derSatzungunddenBeschlüssen
der Vertreterversammlung nachzukommen;

b) dieEinzahlungenaufdenGeschäftsanteiloderaufweitereGeschäftsanteilegemäß§
37 zu leisten;

c) derGenossenschaftjedeÄnderungseinerAnschrift,beiUnternehmenÄnderungender
Rechtsform sowie der Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse unverzüglich mitzuteilen.

III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

§ 13 Organe der Genossenschaft
Organe der Genossenschaft sind:
A. DER VORSTAND
B. DER AUFSICHTSRAT
C. DIE VERTRETERVERSAMMLUNG

A. DER VORSTAND

§ 14 Leitung der Genossenschaft
(1)Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung.
(2)DerVorstandführtdieGeschäftederGenossenschaftgemäßdenVorschriftenderGesetze,

insbesonderedesGenossenschaftsgesetzes,derSatzungundderGeschäftsordnungfür
den Vorstand.

(3)DerVorstandvertrittdieGenossenschaftgerichtlichundaußergerichtlichnachMaßgabedes
§ 15.

§ 15 Vertretung
(1)DieGenossenschaftwirddurchzweiVorstandsmitgliederoderdurcheinVorstandsmitglied

gemeinsammiteinemProkuristenvertreten.DerAufsichtsratkanneinzelneoderalleVor
standsmitgliedervondemVerbotderMehrvertretungdes§1812.AlternativeBGBbefreien,
ihnenalsodieBefugniserteilen,beiallenRechtsgeschäften,welchedieGenossenschaftmit
oder gegenüber Dritten vornimmt, zugleich als Vertreter Dritter zu handeln.

(2)DieErteilungvonProkura,HandlungsvollmachtundsonstigenVollmachtenzurrechtsge-
schäftlichen Vertretung ist zulässig. Näheres regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand.

§ 16 Aufgaben und Pflichten des Vorstands
(1)DieVorstandsmitgliederhabenbeiihrerGeschäftsführungdieSorgfalteinesordentlichen

undgewissenhaftenGeschäftsleiterseinerKreditgenossenschaftanzuwenden.EinePflicht-
verletzungliegtnichtvor,wenndasVorstandsmitgliedbeieinerunternehmerischenEnt-
scheidungvernünftigerweiseannehmendurfte,aufderGrundlageangemessenerInformati-
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onzumWohlederGesellschaftzuhandeln.ÜbervertraulicheAngabenundGeheimnisse,
namentlichBetriebs-oderGeschäftsgeheimnisse,dieihnendurchdieTätigkeitimVorstand
bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren.

(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,
a) die Geschäfte entsprechend genossenschaftlicher Zielsetzung zu führen;
b) eineGeschäftsordnungimEinvernehmenmitdemAufsichtsrataufzustellen,dieder

einstimmigenBeschlussfassungimVorstandbedarfundvonallenVorstandsmitgliedern
zu unterzeichnen ist;

c) diefüreinenordnungsgemäßenGeschäftsbetriebnotwendigenpersonellen,sachlichen
und organisatorischen Maßnahmen rechtzeitig zu planen und durchzuführen;

d) füreinordnungsgemäßesRechnungswesenzusorgen,daseinerseitsderRechnungs-
legung und andererseits dem Controlling im Sinne von Planung und Steuerung dient;

e) dieBestimmungendesStatutsderSicherungseinrichtungdesBVReinschließlichder
VerfahrensregelnsowiedieBestimmungenderSatzungderBVRInstitutssicherung
GmbH zu beachten;

f) überdieZuständigkeitfürdieZulassungdesMitgliedschaftserwerbsundfürdieBeteili-
gungmitweiterenGeschäftsanteilensowiefürdasFührenderMitgliederlistenachMaß -
gabe des Genossenschaftsgesetzes zu entscheiden;

g) ordnungsgemäßeInventurenvorzunehmenundeinInventarverzeichniszumEndedes
Geschäftsjahres aufzustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat vorzulegen;

h) innerhalbvondreiMonatennachEndedesGeschäftsjahresdenJahresabschlussund
dengesetzlichenLageberichtaufzustellen,beidesunverzüglichdemAufsichtsratund-
ggf.nachPrüfunggemäß§340kHGB-sodannmitdessenBerichtderVertreterver-
sammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen;

i) imPrüfungsberichtfestgehalteneMängelabzustellenunddemPrüfungsverbanddar -
über zu berichten.

§ 17 Berichterstattung gegenüber dem Aufsichtsrat
DerVorstandhatdenAufsichtsratmindestensvierteljährlich,aufVerlangenoderbeiwichtigem
AnlassunverzüglichüberdiegeschäftlicheEntwicklungderGenossenschaft-insbesondereim
HinblickaufetwaigeKreditrisiken-,dieEinhaltungdergenossenschaftlichenGrundsätzeunddie
Unternehmensplanung zu unterrichten.

§ 18 Zusammensetzung und Dienstverhältnis
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.
(2) DerVorstandwirdvomAufsichtsratbestelltundabberufen;dieserkanneinenVorsitzenden

oderSprecherdesVorstandesernennen.DerAufsichtsratistfürdenAbschluss,dieÄnde-
rungunddieBeendigungvonDienstverträgenmitVorstandsmitgliedernsowiefürdenAb-
schlussvonAufhebungsvereinbarungenzuständig.DieErklärungendesAufsichtsratswer-
dendurchseinenVorsitzenden,beidessenVerhinderungdurchseinenStellvertreterabge-
geben.DieBeendigungdesDienstverhältnisseshatdieAufhebungderOrganstellungzum
Zeitpunkt des Ausscheidens zur Folge.

(3) MitgliederdesVorstandsscheidenmitEndedesKalenderjahresausdemVorstandaus,in
dem sie das gesetzliche Renteneintrittsalter erreichen.

(4) Der Aufsichtsrat kann jederzeit ein Vorstandsmitglied seines Amtes entheben.
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§ 19 Willensbildung
(1)DieEntscheidungendesVorstandsbedürfengrundsätzlichderBeschlussfassung.Näheres

regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand.
(2)DerVorstandistbeschlussfähig,wennmehralsdieHälfteseinerMitgliedermitwirkt.Erfasst

seineBeschlüssemitMehrheitdergültigabgegebenenStimmen.BeiStimmengleichheitgilt
ein Antrag als abgelehnt.

(3)EineBeschlussfassungistohneEinberufungeinerSitzungimWegeschriftlicherAbstim-
mungoderdurchandereFernkommunikationsmedienzulässig,wennkeinMitglieddesVor-
stands diesem Verfahren widerspricht.

(4)BeschlüssesindzuBeweiszweckenordnungsgemäßzuprotokollieren.DieProtokollesind
fortlaufendzunummerieren.SiesindvondenanderBeratungmitwirkendenVorstandsmit-
gliedern zu unterzeichnen. Näheres regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand.

(5)WirdüberAngelegenheitenderGenossenschaftberaten,dieInteresseneinesVorstands-
mitglieds,seinesEhegattenoderseineseingetragenenLebenspartners,seinerEltern,Kin-
der,GeschwisterodereinervonihmkraftGesetzesoderVollmachtvertretenenPersonbe
rühren,darfdasbetreffendeVorstandsmitgliedanderBeratungundAbstimmungnichtteil
nehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

§ 20 Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats
DieMitgliederdesVorstandssindberechtigt,andenSitzungendesAufsichtsratsteilzunehmen,
wennnichtdurchbesonderenBeschlussdesAufsichtsratsdieTeilnahmeausgeschlossenwird.
IndenSitzungendesAufsichtsratshatderVorstanddieerforderlichenAuskünfteübergeschäftli-
cheAngelegenheitenzuerteilen.BeiderBeschlussfassungdesAufsichtsratshabendieMitglie -
der des Vorstands kein Stimmrecht.

§ 21 Organkredite
KrediteanVorstandsmitgliederbedürfendervorherigenZustimmungderübrigenVorstandsmit-
gliederunddesAufsichtsrats.KrediteanVorstandsmitglieder,dieumnichtmehrals10%des
nachSatz1beschlossenenBetrageserhöhtwerden,bedürfenjedochnichtderZustimmungder
übrigen Vorstandsmitglieder.

B. DER AUFSICHTSRAT

§ 22 Aufgaben und Pflichten
(1)DerAufsichtsrathatdieGeschäftsführungdesVorstandszuüberwachenundsichzudie-

semZwecküberdieAngelegenheitenderGenossenschaftzuunterrichten;erhatauch
darüberzuwachen,dassderVorstanddieBestimmungendesStatutsderSicherungsein-
richtungdesBVReinschließlichderVerfahrensregelnsowiedieBestimmungenderSatzung
derBVRInstitutssicherungGmbHbeachtet.DerAufsichtsratmussdenVorstandauchim
HinblickaufdieEinhaltungdereinschlägigenbankaufsichtsrechtlichenRegelungenüberwa-
chen.ErkannjederzeitBerichterstattungvomVorstandverlangenundselbstoderdurchein-
zelne von ihm zu bestimmende Mitglieder dieBücherundSchriftenderGenossenschaftso-
wiedenKassenbestandunddieBeständeanWertpapierenundHandelspapiereneinsehen
und prüfen. Auch ein einzelnes Mitglied des AufsichtsratskannAuskünfte,jedochnuran
den Aufsichtsrat, verlangen.

(2)DerAufsichtsratkannzurErfüllungseinergesetzlichenundsatzungsmäßigenPflichtenaus
seinerMitteAusschüssebildenundsichderHilfevonSachverständigenaufKostender
Genossenschaftbedienen.SoweitderAufsichtsratAusschüssebildet,bestimmter,obdiese
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beratendeoderentscheidendeBefugnishaben;außerdembestimmterdieZahlderAus-
schussmitglieder.EinAusschussmitEntscheidungsbefugnismussmindestensausdrei
Personenbestehen.EinAusschussistbeschlussfähig,wennmehralsdieHälfteseiner
Mitglieder-beiBeschlussfassungüberOrgankreditejedochnichtwenigeralsdrei–anwe-
send sind. Für die Beschlussfassung gilt ergänzend § 25.

(3) DerAufsichtsrathatdenJahresabschluss,dengesetzlichenLageberichtunddenVorschlag
desVorstandsfürdieVerwendungeinesJahresüberschussesoderfürdieDeckungeines
JahresfehlbetrageszuprüfenundderVertreterversammlungvorFeststellungdesJahresab-
schlussesdarüberBerichtzuerstatten.JedesMitglieddesAufsichtsratshatdenInhaltdes
Prüfungsberichts zur Kenntnis zu nehmen.

(4) DerAufsichtsrathatanderBesprechungdesvoraussichtlichenErgebnissesdergesetzli-
chenPrüfung(Schlussbesprechung)teilzunehmenundsichindernächstenVertreterver-
sammlung über das Ergebnis dieser Prüfung zu erklären.

(5) EinzelheitenüberdieErfüllungderdemAufsichtsratobliegendenPflichtenregeltdieGe-
schäftsordnungdesAufsichtsrats.SieistvomAufsichtsratnachAnhörungdesVorstands
aufzustellenundjedemMitglieddesAufsichtsratsgegenEmpfangsbescheinigungauszu-
händigen.

(6) DieMitgliederdesAufsichtsratshabenbeiihrerTätigkeitdieSorgfalteinesordentlichenund
gewissenhaftenAufsichtsratsmitgliedseinerKreditgenossenschaftanzuwenden.Siehaben
überallevertraulichenAngabenundGeheimnissederGenossenschaftsowiederMitglieder
undKunden,dieihnendurchdieTätigkeitimAufsichtsratbekanntgewordensind,Still-
schweigen zu bewahren.

(7) DieMitgliederdesAufsichtsratsdürfenkeinenachdemGeschäftsergebnisbemesseneVer-
gütung(Tantieme)beziehen.Auslagenkönnenersetztwerden.EinePauschalerstattung
dieserAuslagenbeschließenVorstandundAufsichtsratgemäß§23Abs.1Buchst.j.
darüberhinausgehendeVergütungenbedürfenderBeschlussfassungderVertreterver-
sammlung.

(8) DerAufsichtsratvertrittdieGenossenschaftgegenüberdenVorstandsmitgliederngerichtlich
und außergerichtlich.

(9) BeschlüssedesAufsichtsratswerdendurchdenVorsitzenden,imFalldessenVerhinderung
durch seinen Stellvertreter, vollzogen.

§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat
(1) ÜberfolgendeAngelegenheitenberatenVorstandundAufsichtsratgemeinsamundbe-

schließen in getrennter Abstimmung:
a) denErwerb,dieBebauung,dieBelastungunddieVeräußerungvonGrundstückenund

grundstücksgleichenRechten;ausgenommensindderErwerbvonGrundstückenund
grundstücksgleichenRechtenzurRettungeigenerForderungensowiederenVeräuße -
rung;

b) dieAufnahme,AusgliederungoderAufgabevonGeschäftenimSinnevon§2Abs.2,
soweit nicht die Vertreterversammlung nach § 30 Buchst. m zuständig ist;

c) die Übernahme und die Aufgabe von Beteiligungen;
d) dieAbgabevonrechtserheblichenErklärungenvonbesondererBedeutung,insbeson -

deredenAbschlussvonDienst-,Miet-undanderenVerträgen,durchwelchewieder-
kehrendeVerpflichtungeninerheblichemUmfangfürdieGenossenschaftbegründet
werden,überdieAnschaffungundVeräußerungvonbeweglichenSachenimWertvon
mehralsEUR25.000sowieübererforderlicheErklärungenimZusammenhangmitdem
Statut der Sicherungseinrichtung des BVR;

e) den Beitritt zu Verbänden;
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f) dieFestlegungvonTerminundOrtderVertreterversammlung,dieDurchführungder
VertreterversammlungohnephysischePräsenzderVertreter(§36aAbs.1),dieMög -
lichkeitderTeilnahmederVertreteranderVertreterversammlungimWegederelektro -
nischenKommunikation(§36aAbs.5),dieMöglichkeitderMitwirkunganderBe -
schlussfassungeinernuralsPräsenzversammlungdurchgeführtenVertreterversamm -
lung (§ 36b) und die Bild- und Tonübertragung der Vertreterversammlung (§ 36c);

g) die Verwendung der Ergebnisrücklagen gemäß § 39;
h) die Errichtung und Schließung von Zweigniederlassungen und Zweigstellen;
i) die Erteilung von Prokura;
j) dieFestsetzungvonPauschalerstattungenderAuslagenanMitgliederdesAufsichts -

rats gemäß § 22 Abs. 7;
k) dieHereinnahmevonGenussrechtskapital,dieBegründungnachrangigerVerbindlich -

keiten und stiller Beteiligungen.
(2)GemeinsameSitzungenwerdenvondemVorsitzendendesAufsichtsratsoderdessen

Stellvertreter einberufen. Für die Einberufung gilt § 25 Abs. 4 Satz 2 entsprechend.
(3)DenVorsitzindengemeinsamenSitzungenführtderVorsitzendedesAufsichtsratsoder

dessen Stellvertreter.
(4)VorstandundAufsichtsratsindbeschlussfähig,wennmehralsdieHälftederMitglieder

des Vorstands und mehr als die Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats anwesend sind.
(5)EinAntragistabgelehnt,wennernichtdieMehrheitsowohlimVorstandalsauchimAuf-

sichtsrat findet.
(6)BeschlüssesindzuBeweiszweckenineingemeinsamesProtokollaufzunehmen;das

ErgebnisdergetrenntenAbstimmungisthierbeifestzuhalten;ergänzendgilt§19Abs.4
und § 25 Abs. 5 entsprechend.

§ 24 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats
(1)DerAufsichtsratbestehtausmindestensdrei,höchstenszwölfMitgliedern,dievonderVer-

treterversammlunggewähltwerden.DieZahlderAufsichtsratsmitgliedersolldurchdreiteil-
barsein.GehörenderGenossenschafteingetrageneGenossenschaftenalsMitgliederan,-
könnenderenMitglieder,soweitsienatürlichePersonensind,indenAufsichtsratderGe-
nossenschaftberufenwerden;gehörenderGenossenschaftanderejuristischePersonen
oder Personengesellschaften an, gilt dies für deren zur Vertretung befugte Personen.

(2)BeiderWahlderMitgliederdesAufsichtsratshabendieMitgliederderGenossenschaftund
dieMitglieder-VertreterderGenossenschaftdasRecht,Wahlvorschlägezuunterbreiten.Um
dieerforderlicheEignungalsAufsichtsrat(Sachkunde,Zuverlässigkeit,usw.)dervorge-
schlagenenKandidatengemäß§25d)Abs.(1)KWGzuprüfen,sinddieWahlvorschläge
mindestensvierWochenvorderVertreterversammlungschriftlichundmitdenerforderlichen
UnterlagendemAufsichtsratsvorsitzendeneinzureichen.SpätereingehendeWahlvorschläge
können nicht berücksichtigt werden.

(3)BeiderWahlderMitgliederdesAufsichtsratsmussjederWahlberechtigtedieMöglichkeit
haben, über jeden einzelnen Kandidaten abzustimmen. Für die Wahl gilt im Übrigen § 33.

(4)DasAmteinesAufsichtsratsmitgliedsbeginntmitdemSchlussderVertreterversammlung,
diedieWahlvorgenommenhat,undendetamSchlussderVertreterversammlung,diefür
dasdritteGeschäftsjahrnachderWahlstattfindet;hierbeiwirddasGeschäftsjahr,inwel-
chemdasAufsichtsratsmitgliedgewähltwird,mitgerechnet.Jährlichscheidetbiszueinem
DrittelderAufsichtsratsmitgliederaus.FürdasAusscheidenistdieAmtsdauermaßgebend;
beigleicherAmtsdauerentscheidetdasLos.IstdieZahlderAufsichtsratsmitgliedernicht
durch drei teilbar, so scheidet zunächst der kleinere Teil aus. Wiederwahl ist zulässig.
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(5) DasAmteinesAufsichtsratsmitgliedsendetsofort,wennesdaraufberuht,dassdasAuf-
sichtsratsmitgliedMitgliedeinereingetragenenGenossenschaftist,unddieseMitgliedschaft
beendetist.EntsprechendesgiltfürzurVertretungandererjuristischerPersonenoderPer-
sonengesellschaftenbefugtePersonen,wennderenVertretungsbefugnisendet.Besteht
StreitüberdieBeendigungderMitgliedschaftbzw.Vertretungsbefugnis,entscheidetdie
schriftlicheErklärungderGenossenschaftbzw.anderenjuristischenPersonoderPersonen-
gesellschaft, dass die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis beendet ist.

(6) ScheidenMitgliederimLaufeihrerAmtszeitaus,sobestehtderAufsichtsratbiszurnächs-
tenordentlichenVertreterversammlung,inderdieErsatzwahlenvorgenommenwerden,nur
ausdenverbleibendenMitgliedern.FrühereErsatzwahlendurcheineaußerordentliche
Vertreterversammlungsindnurdannerforderlich,wenndieZahlderAufsichtsratsmitglieder
unterdreiherabsinkt.ErsatzwahlenerfolgenfürdenRestderAmtsdauerausgeschiedener
Aufsichtsratsmitglieder.

(7) Personen,diedas67.Lebensjahrvollendethaben,könnennichtindenAufsichtsratgewählt
werden.

(8) DieMitgliederdesAufsichtsratsdürfennichtzugleichVorstandsmitglieder,dauerndeStell-
vertreterderVorstandsmitglieder,ProkuristenoderzumBetriebdesgesamtenGeschäfts
ermächtigte Handlungsbevollmächtigte sein.

(9)AusdemVorstandausgeschiedeneMitgliederkönnenerstindenAufsichtsratgewähltwer-
den, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstätigkeit entlastet worden sind.

§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung
(1) DerAufsichtsratwähltausseinerMitteeinenVorsitzendensowieeinenStellvertreter.Sit-

zungendesAufsichtsratswerdendurchseinenVorsitzenden,imVerhinderungsfalldurch
dessenStellvertreter,einberufen.SolangeeinVorsitzenderundeinStellvertreternichtge-
wähltoderverhindertsind,werdendieAufsichtsratssitzungendurchdasanLebensjahren
älteste Aufsichtsratsmitglied einberufen.

(2) DerAufsichtsratistbeschlussfähig,wennmehralsdieHälfteseinerMitgliedermitwirkt.
ErfasstseineBeschlüssemitMehrheitdergültigabgegebenenStimmen.Stimmenthaltun-
genundungültigeStimmenwerdennichtmitgerechnet.BeiStimmengleichheitgilteinAntrag
als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesem Fall das Los; § 33 gilt sinngemäß.

(3) EineBeschlussfassungistohneEinberufungeinerSitzungimWegeschriftlicherAbstim-
mungoderdurchandereFernkommunikationsmedienzulässig,wennderVorsitzendedes
AufsichtsratsoderseinStellvertretereinesolcheBeschlussfassungveranlasstundkeinMit-
glied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.

(4) DieSitzungendesAufsichtsratssollenmindestensvierteljährlichstattfinden.Außerdemhat
derVorsitzendeeineSitzungunterMitteilungderTagesordnungeinzuberufen,sooftdiesim
InteressederGenossenschaftnötigerscheintoderwennesderVorstandodermindestens
dieHälftederAufsichtsratsmitgliederschriftlichunterAngabedesZwecksundderGründe
verlangt.WirddiesemVerlangennichtentsprochen,sokönnendieAntragstellerunterMittei-
lung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen. 

(5) BeschlüssesindzuBeweiszweckenordnungsgemäßzuprotokollieren.DieProtokollesind
fortlaufendzunummerieren.SiesindvonmindestenszweiSitzungsteilnehmernzuunter-
zeichnen und mit den sonstigen Unterlagen bei der Genossenschaft aufzubewahren.

(6) WirdüberAngelegenheitenderGenossenschaftberaten,dieInteresseneinesAufsichtsrats-
mitglieds,seinesEhegattenoderseineseingetragenenLebenspartners,seinerEltern,Kin-
der,GeschwisterodereinervonihmkraftGesetzesoderVollmachtvertretenenPersonbe-
rühren,darfdasbetreffendeAufsichtsratsmitgliedanderBeratungundAbstimmungnicht
teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

(7) Ergänzend gilt die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats.
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C. DIE VERTRETERVERSAMMLUNG

§ 26 Ausübung der Mitgliedsrechte
DieRechtederMitgliederindenAngelegenheitenderGenossenschaftwerdenvonVertreternder
Mitglieder in der Vertreterversammlung ausgeübt, solange die Mitgliederzahl 1.500 übersteigt.

§ 26 a  Zusammensetzung und Stimmrecht
(1)Die Vertreterversammlung besteht aus den gewählten Vertretern.
(2)Jeder Vertreter hat eine Stimme. Er kann nicht durch Bevollmächtigte vertreten werden.
(3)Die Vertreter sind an Weisungen ihrer Wähler nicht gebunden.
(4)NiemandkannseinStimmrechtausüben,wenndarüberBeschlussgefasstwird,oberzu

entlastenodervoneinerVerbindlichkeitzubefreienist,oderobdieGenossenschaftgegen
ihn einen Anspruch geltend machen soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

(5)DieMitgliederdesVorstandsundAufsichtsratsnehmenanderVertreterversammlungohne
Stimmrecht teil. Sie können jedoch jederzeit das Wort ergreifen und Anträge stellen.

§ 26 b  Wählbarkeit
(1)Vertreterkönnennurnatürliche,unbeschränktgeschäftsfähigePersonensein,dieMitglied

derGenossenschaftsindundnichtdemVorstandoderAufsichtsratangehören.IsteinMit-
gliedderGenossenschafteinejuristischePersonodereinePersonengesellschaft,kann
jeweilseinenatürlichePersonen,diezuderenVertretungbefugtist,alsVertretergewählt
werden.

(2)EinMitgliedkannnichtalsVertretergewähltwerden,wennesausderGenossenschaft
ausgeschlossen worden ist (§ 9 Abs. 5).

§ 26 c  Wahlturnus und Zahl der Vertreter
(1)DieWahlzurVertreterversammlungfindetallevierJahrestatt.Fürje100Mitgliederistnach

Maßgabedergemäß§26eAbs.2aufzustellendenWahlordnungeinVertreterzuwählen.
MaßgeblichistderMitgliederstandamletztenTagdesderWahlvorhergegangenenGe-
schäftsjahres.Zusätzlichsind-unterFestlegungderReihenfolgeihresNachrückens–min-
destens fünf Ersatzvertreter zu wählen.

(2)EinevorzeitigeNeuwahlzurVertreterversammlungfindetstatt,wenndieZahlderVertreter
unterBerücksichtigungnachgerückterErsatzvertreterunterdiegesetzlicheMindestzahlvon
50 absinkt.

§ 26 d  Aktives Wahlrecht
(1)WahlberechtigtistjedesbeiderBekanntmachungderWahlindieMitgliederlisteeingetrage-

ne Mitglied. Ausgeschlossene Mitglieder haben kein Wahlrecht (§ 9 Abs. 5).
(2)Jedes Mitglied hat eine Stimme.
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(3) Geschäftsunfähige,beschränktgeschäftsfähigePersonensowiejuristischePersonenüben
ihrWahlrechtdurchdengesetzlichenVertreter,Personengesellschaftendurchihrezur
Vertretung ermächtigten Gesellschafter aus.

(4) Mitglieder,derengesetzlicheVertreteroderzurVertretungermächtigteGesellschafterkön-
nensichdurchBevollmächtigtevertretenlassen.MehrereErbeneinesverstorbenenMit-
glieds(§7)könnendasWahlrechtnurdurcheinengemeinschaftlichenBevollmächtigten
ausüben.EinBevollmächtigterkannnichtmehralszweiMitgliedervertreten.Bevollmächtig-
tekönnennurMitgliederderGenossenschaft,EhegattenodereingetrageneLebenspartner,
Eltern,KinderoderGeschwisterdesMitgliedsseinodermüssenzumVollmachtgeberinei-
nemGesellschafts-oderAnstellungsverhältnisstehen.Personen,andiedieMitteilungüber
denAusschlussabgesandtist(§9Abs.5),sowiePersonen,diesichgeschäftsmäßigzur
Ausübung des Stimmrechts erbieten, können nicht bevollmächtigt werden.

(5) Wahlberechtigtegesetzlichebzw.ermächtigteVertreteroderBevollmächtigtemüssenihre
Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Wahlausschusses schriftlich nachweisen.

§ 26 e  Wahlverfahren
(1) DieVertretersowiedieErsatzvertreterwerdeninallgemeiner,unmittelbarer,gleicherund

geheimer Wahl gewählt.
(2) NäheresüberdasWahlverfahreneinschließlichderFeststellungdesWahlergebnissesregelt

dieWahlordnung,dievom VorstandundAufsichtsrataufgrundübereinstimmenderBe-
schlüsseerlassenwird.DieWahlordnungbedarfderZustimmungderVertreterversamm-
lung.

(3) FällteinVertretervorAblaufderAmtszeitweg,sotritteinErsatzvertreteranseineStelle;
dessen Amtszeit erlischt spätestens mit Ablauf der Amtszeit des Vertreters.

(4) EineListemitdenNamensowiedenAnschriften,TelefonnummernoderE-Mail-Adressen
dergewähltenVertreterunddergewähltenErsatzvertreteristzurEinsichtnahmefürdieMit-
gliedermindestenszweiWochenlangindenGeschäftsräumenderGenossenschaftund
ihrenNiederlassungenauszulegenoderbiszumEndederAmtszeitderVertreterimnicht-
öffentlichenMitgliederbereichaufderInternetseitederGenossenschaftzugänglichzuma-
chen.Diesistinderdurch§46bestimmtenFormbekanntzumachen.DieFristfürdieAus-
legung oder Zugänglichmachung beginnt mit derBekanntmachung.InderBekanntmachung
istdaraufhinzuweisen,dassjedesMitgliedjederzeiteineAbschriftderListederVertreter
und Ersatzvertreter verlangen kann.

§ 26 f  Amtsdauer, Beginn und Ende des Vertreteramtes
(1) DieVertreterwerdennachMaßgabevonAbsatz2aufvierJahregewählt.Wiederwahlist

zulässig.
(2) DasAmtdesVertretersbeginntmitAnnahmederWahl,frühestensjedochmitdemZeit-

punkt,inwelchemmindestens50VertreterdieWahlangenommenhaben.EinePflichtzur
AnnahmederWahlalsVertreterbestehtnicht.DerGewähltehatsichjedochunverzüglich
überdieAnnahmederWahlzuerklären.LehnterinnerhalbeinerihmbeiMitteilungseiner
WahlzusetzendenFristvonzweiWochendieWahlnichtab,sogiltdiesealsvonihman-
genommen.

(3) DasAmtdesVertretersendet,wennnacheinerdurchgeführtenNeuwahlmindestens50
VertreterdieWahlangenommenhaben,spätestensjedochmitAblaufderVertreterver-
sammlung,dieüberdieEntlastungvonVorstandundAufsichtsratfürdasvierteGeschäfts-
jahrbeschließt,wobeidasGeschäftsjahr,indemdieVertretergewähltwurden,nichtmitge-
rechnetwird.Esendetjedochvorzeitig,wennderVertreterausderGenossenschaftaus-
scheidetoderausgeschlossenwird,dieWahlindenVorstandoderAufsichtsratannimmt,
sein Amt niederlegt, stirbt, geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt wird.
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(4)DasVertreteramtendetvorzeitig,wennesdaraufberuht,dassderVertreterzurVertretung
einerjuristischenPersonoderPersonengesellschaftbefugtist,unddieseVertretungsbefug-
niserloschenist.BestehtStreitüberdasErlöschenderVertretungsbefugnis,entscheidetdie
schriftlicheErklärungderjuristischenPersonbzw.Personengesellschaft,dassdieVertre
tungsbefugnis erloschen ist.

(5)ZumNachweisderVertretungsbefugniserhältjederVertreternachAnnahmederWahleinen
Ausweis, dessen Gültigkeit mit der Beendigung seines Amtes erlischt.

§ 27 Frist und Tagungsort
(1)DieordentlicheVertreterversammlunghatinnerhalbdererstensechsMonatenachAblauf

des Geschäftsjahres stattzufinden.
(2)Außerordentliche Vertreterversammlungen können nach Bedarf einberufen werden.
(3)DieVertreterversammlungfindetamSitzderGenossenschaftstatt,sofernnichtVorstand

undAufsichtsratgemäß§23Abs.1Buchst.feinenanderenTagungsortoderderenaus-
schließliche schriftliche und/oder elektronische Durchführung festlegen.

§ 28 Einberufung und Tagesordnung
(1)DieVertreterversammlungwirddurchdenVorstandeinberufen.DerAufsichtsratistzur

Einberufungverpflichtet,wennhierfüreingesetzlicherodersatzungsmäßigerGrundvorliegt
oderwenndiesimInteressederGenossenschafterforderlichist,namentlichaufVerlangen
des Prüfungsverbandes.

(2)DieVertreteroderdieMitgliederderGenossenschaftkönneninTextformunterAnführung
desZwecksundderGründedieEinberufungeineraußerordentlichenVertreterversammlung
verlangen.HierzubedarfesmindestensdeszehntenTeilsderVertreterbzw.derGenossen-
schaftsmitglieder,höchstensjedoch300Mitglieder.Mitglieder,aufderenVerlangeneine
Vertreterversammlungeinberufenwird,könnenandieserVersammlungteilnehmen,das
RedeundAntragsrechtwirdvoneinemvondenteilnehmendenMitgliedernzubestimmen-
den Mitglied ausgeübt.

(3)DieVertreterversammlungwirddurchunmittelbareBenachrichtigungsämtlicherVertreterin
TextformoderdurchBekanntmachunginderpapierhaftenAusgabedesBlattes„Badische
NeuesteNachrichten“einberufenunterEinhaltungeinerFristvonmindestenszweiWochen,
diezwischendemTagdesZugangs(Absatz7)bzw.derVeröffentlichungderEinberufung
unddemTagderVertreterversammlungliegenmuss.BeiderEinberufungistdieTagesord-
nungbekanntzumachen.Die§§36abis36cbleibenunberührt.DieTagesordnungistallen
MitgliederndurchVeröffentlichunginderdurch§46bestimmtenFormoderimInternetunter
derAdressederGenossenschaftoderdurchunmittelbareBenachrichtigungbekanntzu
machen.

(4)DieTagesordnungwirdvondemjenigenfestgesetzt,derdieVertreterversammlungeinberuft.
DieVertreteroderdieMitgliederderGenossenschaftkönneninTextformunterAnführung
desZwecksundderGründeverlangen,dassGegenständezurBeschlussfassunginder
Vertreterversammlungangekündigtwerden;hierzubedarfesmindestensdeszehntenTeils
derVertreterbzw.derGenossenschaftsmitglieder,höchstensjedoch300Mitglieder.Mitglie-
der, aufderenVerlangenGegenständezurBeschlussfassungangekündigtwerden,können
andieserVersammlungteilnehmen;dasRede-undAntragsrechthinsichtlichdieserGegen-
ständewirdvoneinemvondenteilnehmendenMitgliedernzubestimmendenMitgliedausge-
übt.

(5)ÜberGegenstände,derenVerhandlungnichtsorechtzeitigangekündigtist,dassmindes-
tenseineWochezwischendemZugangderAnkündigung(Absatz7)unddemTagderVer-
treterversammlungliegt,könnenBeschlüssenichtgefasstwerden;hiervonsindjedoch
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BeschlüsseüberdenAblaufderVersammlungsowieüberAnträgeaufBerufungeiner
außerordentlichen Vertreterversammlung ausgenommen.

(6) Zu Anträgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner Ankündigung.
(7) IndenFällenderAbsätze3und5geltendieMitteilungenalszugegangen,wennsiezwei

Werktage vor Beginn der Frist zur Post gegeben bzw. abgesendet worden sind.

§ 29 Versammlungsleitung
DenVorsitzinderVertreterversammlungführtderVorsitzendedesAufsichtsratsoderseinStell-
vertreter(Versammlungsleiter).DurchBeschlussderVertreterversammlungkannderVorsitzei-
nemMitglieddesVorstands,desAufsichtsrats,einemanderenMitgliedderGenossenschaftoder
einemVertreterdesPrüfungsverbandesübertragenwerden.DerVersammlungsleiterernenntei-
nen Schriftführer und erforderlichenfalls Stimmzähler.

§ 30 Gegenstände der Beschlussfassung
DieVertreterversammlungbeschließtüberdieimGenossenschaftsgesetzundindieserSatzung
bezeichneten Angelegenheiten, insbesondere über

a) Änderung der Satzung;
b) Umfang der Bekanntgabe des Prüfungsberichts des Prüfungsverbandes;
c) FeststellungdesJahresabschlusses,VerwendungdesJahresüberschussesoderDe-

ckung des Jahresfehlbetrages;
d) Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats;
e) WahlderMitgliederdesAufsichtsratssowieFestsetzungeinerVergütungimSinnevon

§ 22 Abs. 7;
f) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats;
g) Ausschluss von Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;
h) WahleinesBevollmächtigtenzurFührungvonProzessengegenAufsichtsratsmitglieder

wegen ihrer Organstellung;
i) FührungvonProzessengegenimAmtbefindlicheundausgeschiedeneAufsichtsrats -

mitglieder wegen ihrer Organstellung;
j) FestsetzungderBeschränkungenbeiKreditgewährunggemäß§49desGenossen -

schaftsgesetzes;
k) Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden;
l) Verschmelzung,SpaltungoderFormwechselderGenossenschaftnachdenVorschrif-

ten des Umwandlungsgesetzes;
m) Aufnahme, Übertragung oder Aufgabe eines wesentlichen Geschäftsbereichs;
n) Auflösung der Genossenschaft;
o) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung;
p) Zustimmung zur Wahlordnung und Wahlen zum Wahlausschuss.
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§ 31 Mehrheitserfordernisse
(1)DieBeschlüssederVertreterversammlungbedürfendereinfachenMehrheitdergültigabge-

gebenenStimmen,soweitnichtdasGesetzoderdieseSatzungeinegrößereMehrheit
vorschreibt.

(2)EineMehrheitvondreiViertelndergültigabgegebenenStimmenistinsbesondereinfolgen-
den Fällen erforderlich:
a) Änderung der Satzung;
b) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats;
c) Ausschluss von Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;
d) Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden;
e) Verschmelzung und Spaltung der Genossenschaft nach den Vorschriften des Umwand-

lungsgesetzes ;
f) Auflösung der Genossenschaft;
g) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung;
h) Aufhebung der Einschränkung des Anspruchs auf Auszahlung des Auseinander-         

setzungsguthabens;
(3)EinBeschlussüberdieÄnderungderRechtsformbedarfderMehrheitvonneunZehnteln

dergültigabgegebenenStimmen.BeiderBeschlussfassungüberdieAuflösungsowiedie
ÄnderungderRechtsformmüssenüberdiegesetzlichenVorschriftenhinauszweiDrittel
allerVertreterineinernurzudiesemZweckeinberufenenVersammlunganwesendsein.
WenndieseMitgliederzahlinderVersammlung,dieüberdieAuflösungoderüberdieÄnde-
rungderRechtsformbeschließt,nichterreichtist,kannjedeweitereVersammlungohne
RücksichtaufdieZahldererschienenenVertreterinnerhalbdesselbenGeschäftsjahresüber
die Auflösung oder den Formwechsel beschließen.

(4)VorBeschlussfassungüberdieVerschmelzung,SpaltungoderFormwechselnachden
VorschriftendesUmwandlungsgesetzes,AuflösungoderFortsetzungderaufgelöstenGe-
nossenschaftistderPrüfungsverbandzuhören.EinGutachtendesPrüfungsverbandesist
vom Vorstand rechtzeitig zu beantragen und in der Vertreterversammlung zu verlesen.

(5)DieAbsätze3und5könnennurunterdeninAbsatz3genanntenVoraussetzungengeän-
dert werden.

§ 32 Entlastung
(1)EinVertreterkanndasStimmrechtnichtausüben,wenndarüberBeschlussgefasstwird,ob

er zu entlasten ist.
(2)Über die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat ist getrennt abzustimmen.

§ 33 Abstimmungen und Wahlen
(1)AbstimmungenundWahlenmüssengeheimerfolgen,wennderVorstand,derAufsichtsrat

odermindestensdervierteTeilderbeiderBeschlussfassunghierübergültigabgegebenen
Stimmen es verlangt.

(2)BeiderFeststellungdesStimmenverhältnisseswerdennurdiegültigabgegebenenStimmen
gezählt;StimmenthaltungenundungültigeStimmenwerdennichtberücksichtigt.BeiStim-
mengleichheitgilteinAntragalsabgelehnt;beiWahlenentscheidetindiesenFällendas
Los. Für jeden zu wählenden Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme abgegeben werden.

(3)WirdeineWahlgeheimdurchgeführt,sohatjederWahlberechtigtesovieleStimmen,wie
Mandatezuvergebensind.DerWahlberechtigtebezeichnetaufdemStimmzetteldievorge-
schlagenenKandidaten,denenerseineStimmegebenwill.GewähltsinddieKandidaten,
die die meisten Stimmen erhalten.
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(4) WirdeineWahloffendurchgeführt,soistfürjedeszuvergebendeMandateinbesonderer
Wahlgangerforderlich.Gewähltist,wermehralsdieHälftederabgegebenengültigenStim-
menerhaltenhat.ErhältkeinKandidatimerstenWahlgangdieerforderlicheMehrheit,so
wirdeineStichwahlzwischenjeweilsdenbeidenKandidatendurchgeführt,diediemeisten
Stimmenerhaltenhaben.IndiesemFallistderKandidatgewählt,derdiemeistenStimmen
erhält.SindnichtmehrKandidatenvorgeschlagen,alsMandateneuzubesetzensind,so
kann gemeinsam (en bloc) abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird.

(5) DerGewähltehatspätestensunverzüglichnachderWahlderGenossenschaftgegenüberzu
erklären, ob er die Wahl annimmt.

§ 34 Auskunftsrecht
(1) JedemVertreteristaufVerlangeninderVertreterversammlungAuskunftüberAngelegenhei-

tenderGenossenschaftzugeben,soweiteszursachgemäßenBeurteilungdesGegen-
standsderTagesordnungerforderlichist.DieAuskunfterteiltderVorstandoderderAuf-
sichtsrat.

(2) Die Auskunft darf verweigert werden, soweit
a) dieErteilungderAuskunftnachvernünftigerkaufmännischerBeurteilunggeeignetist,

der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen;
b) die Fragen steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern betreffen;
c) dieErteilungderAuskunftstrafbarwäreodereinegesetzliche,satzungsmäßigeoder

vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt würde;
d) dasAuskunftsverlangendiepersönlichenodergeschäftlichenVerhältnisseeinesDritten

betrifft;
e) essichumarbeitsvertraglicheVereinbarungenmitVorstandsmitgliedernoderMitarbei-

tern der Genossenschaft handelt;
f) dieVerlesungvonSchriftstückenzueinerunzumutbarenVerlängerungderVertreter-

versammlung führen würde.

§ 35 Versammlungsniederschrift
(1) BeschlüssederVertreterversammlungsindzuBeweiszweckenordnungsgemäßzuprotokol-

lieren.
(2) DieNiederschriftsollspätestensinnerhalbvonzweiWochennachdemSchlussderVertre-

terversammlungerfolgen.DabeisollenOrtundTagoderZeitraumderVersammlung,Name
desVersammlungsleiterssowieArtundErgebnisderAbstimmungenunddieFeststellungen
desVersammlungsleitersüberdieBeschlussfassungangegebenwerden.DieNiederschrift
mussvondemVersammlungsleiter,demSchriftführerundmindestenseinemanwesenden
Vorstandsmitglied,unterschriebenwerden;ihrsinddieBelegeüberdieEinberufungalsAn-
lagen beizufügen.

(3) DerNiederschriftistindenFällendes§47Abs.3desGenossenschaftsgesetzeseinVer-
zeichnis der erschienenen Vertreter beizufügen.

(4) DieNiederschriftistmitdendazugehörendenAnlagenaufzubewahren.DieEinsichtnahme
ist jedem Mitglied der Genossenschaft zu gestatten.

(5) ZusätzlichistderNiederschriftimFallder§§36a,36bderSatzungeinVerzeichnisüberdie
anderBeschlussfassungmitwirkendenMitgliederbeizufügenunddarindieArtderStimmab-
gabe zu vermerken.
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§ 36 Teilnahme der Verbände
VertreterdesPrüfungsverbandesunddergenossenschaftlichenSpitzenverbändesindberechtigt,
an jeder Vertreterversammlung teilzunehmen und sich jederzeit zu äußern.

§36a SchriftlicheoderelektronischeDurchführungderVertreterversammlung(virtuelle
Vertreterversammlung), elektronische Teilnahme an einer Präsenzversammlung 
(1) DieVertreterversammlungkannauchohnephysischePräsenzderVertreterabgehalten

werden(virtuelleVertreterversammlung).IndiesemFallsinddenVertreternzusammen
mitderEinberufungsämtlicheInformationenmitzuteilen,diezuruneingeschränkten
TeilnahmeanderVertreterversammlungbenötigtwerden.Dazugehöreninsbesondere
Informationenüberevtl.Zugangsdatensowiedarüberhinaus,aufwelcheWeisedas
Rede-,Antrags-,Auskunfts-undStimmrechtausgeübtwerdenkannundwieundbis
wann die schriftliche oder elektronische Stimmabgabe zu erfolgen hat. 

(2) DieTeilnahmeandervirtuellenVertreterversammlungkanndergestalterfolgen,dass
dietechnischeAusgestaltungeineZwei-Wege-KommunikationderVertretermitdenOr -
ganen und untereinander in der Vertreterversammlung ermöglicht. 

(3) DieTeilnahmeandervirtuellenVertreterversammlungkannauchdergestalterfolgen,
dassdieZwei-Wege-KommunikationderVertretermitdenOrganenunduntereinander
ineinerdemAbstimmungsvorgangvorgelagertenDiskussionsphaseermöglichtwird.
DerZeitraumzwischendemBeginnderDiskussionsphaseunddemAbschlussderAb -
stimmungsphasestelltindiesemFalldieVertreterversammlungdar.IsteineFristzu
berechnen,istindiesemFallhinsichtlichdesTagsderVertreterversammlungaufden
BeginnderDiskussionsphaseundhinsichtlichdesSchlussesderVertreterversammlung
auf das Ende der Abstimmungsphase abzustellen. 

(4) DieVertreterkönnenanderVertreterversammlungauchohneAnwesenheitineiner
PräsenzversammlungteilnehmenundihreRechteimWegeelektronischerKommunika -
tionausüben(elektronischeTeilnahmeaneinerPräsenzversammlung),wennderVor -
standdiesmitZustimmungdesAufsichtsratsfestlegt.ImÜbrigengeltendievorstehen -
den Absätze.

§36b SchriftlicheoderelektronischeMitwirkunganderBeschlussfassungeinernurals
Präsenzveranstaltung durchgeführten Vertreterversammlung
Istgestattetworden,anderBeschlussfassungeinernuralsPräsenzveranstaltungdurchgeführten
VertreterversammlungschriftlichoderimWegeelektronischerKommunikationmitzuwirken,istzu -
sammenmitderEinberufungmitzuteilen,wieundbiswanndieschriftlicheoderelektronische
Stimmabgabe zu erfolgen hat.

§ 36c Übertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton
DieÜbertragungderVertreterversammlunginBildundTonistzulässig.DieEntscheidungdar -
über,obundaufwelcheWeisedieVertreterversammlunginBildundTonübertragenwird,obliegt
demVorstandmitZustimmungdesAufsichtsrats.DieArtundWeisederÜbertragungistmitder
Einberufung bekannt zu machen.
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IV. EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME

§ 37 Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben
(1) Der Geschäftsanteil beträgt EUR 100,00.
(2)AufdenGeschäftsanteilistsoforteinzuzahlen.DerVorstandkanndieEinzahlunginRaten

zulassen.IndiesemFallsindaufdenGeschäftsanteilsofortnachEintragungindieMitglie-
derliste  EUR 10,00 einzuzahlen. 

(3)EinMitgliedkannsichmitweiterenGeschäftsanteilen-höchstens200-beteiligen.Vorstand
undAufsichtsratkönnendurchgemeinsamenBeschlussausgeschäftspolitischenGründen
dieAnzahlreduzieren.DieBeteiligungeinesMitgliedsmiteinemzweitenGeschäftsanteil
darferstzugelassenwerden,wennderersteGeschäftsanteilvolleingezahltist;Entspre-
chendesgiltfürdieBeteiligungmitweiterenGeschäftsanteilen.FürdieEinzahlunggiltAb-
satz 2 entsprechend.

(4)DieaufdenGeschäftsanteilgeleistetenEinzahlungenzuzüglichsonstigerGutschriftenund
abzüglichzurVerlustdeckungabgeschriebenerBeträgebildendasGeschäftsguthabeneines
Mitglieds.

(5)DasGeschäftsguthabendarf,solangedasMitgliednichtausgeschiedenist,vonderGenos-
senschaftnichtausgezahlt,nichtaufgerechnetoderimgeschäftlichenBetriebderGenossen-
schaftalsSicherheitverwendetwerden.EinegeschuldeteEinzahlungdarfnichterlassen
werden; gegen diese kann das Mitglied nicht aufrechnen.

(6)DieAbtretungoderVerpfändungdesGeschäftsguthabensanDritteistunzulässigundder
Genossenschaftgegenüberunwirksam.EineAufrechnungdesGeschäftsguthabensdurch
dasMitgliedgegenseineVerbindlichkeitengegenüberderGenossenschaftistnichtgestat-
tet. Für das Auseinandersetzungsguthaben gilt § 10.

§ 38 Gesetzliche Rücklage
(1) Die gesetzliche Rücklage dient zur Deckung von Bilanzverlusten.
(2) DiegesetzlicheRücklagewirdgebildetdurcheinejährlicheZuweisungvonmindestens10

ProzentdesJahresüberschusseszuzüglicheineseventuellenGewinnvortragsbzw.abzüg-
licheineseventuellenVerlustvortrags,solangedieRücklage10ProzentderBilanzsumme
nicht erreicht.

(3) Über die Verwendung der gesetzlichen Rücklage beschließt die Vertreterversammlung.

§ 39 Andere Ergebnisrücklagen
NebendergesetzlichenRücklagewirdeineandereErgebnisrücklagegebildet,derjährlichmin -
destens10ProzentdesJahresüberschusseszuzüglicheineseventuellenGewinnvortragsbzw.
abzüglicheineseventuellenVerlustvortragszuzuweisensind.WeitereErgebnisrücklagenkönnen
gebildetwerden.ÜberihreVerwendungbeschließenVorstandundAufsichtsratingemeinsamer
Sitzung (§ 23 Abs. 1 Buchst. g).

§ 40 Nachschusspflicht
(1) DieNachschusspflichtderMitgliederistaufdieHaftsummebeschränkt.DieHaftsummefür

jeden Geschäftsanteil beträgt EUR 100,00.
(2) Ab dem 1. Januar 2022 ist die Nachschusspflicht der Mitglieder ausgeschlossen.

19

V. RECHNUNGSWESEN

§ 41 Geschäftsjahr
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht
(1)DerVorstandhatinnerhalbvondreiMonatennachEndedesGeschäftsjahresdenJahres-

abschluss und den gesetzlichen Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen.
(2)DerVorstandhatdenJahresabschlusssowiedengesetzlichenLageberichtunverzüglich

demAufsichtsratund-ggf.nachPrüfunggemäß§340kHGB-sodannmitdessenBericht
der Vertreterversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen.

(3)JahresabschlussunddergesetzlicheLageberichtnebstdemBerichtdesAufsichtsratssollen
mindestenseineWochevordemTagderVertreterversammlungindenGeschäftsräumen
derGenossenschaftoderaneineranderenbekanntzumachendenStellezurEinsichtder
Mitgliederausgelegt,imnichtöffentlichenMitgliederbereichaufderInternetseitederGenos-
senschaft zugänglich gemacht oder ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden.

(4)DerBerichtdesAufsichtsratsüberseinePrüfungdesJahresabschlussesunddesgesetzli-
chen Lageberichts (§ 22 Abs. 3) ist der ordentlichen Vertreterversammlung zu erstatten.

§ 43 Verwendung des Jahresüberschusses
(1)ÜberdieVerwendungdesJahresüberschussesbeschließtdieVertreterversammlung;dieser

kann,soweiternichtdergesetzlichenRücklage(§38)oderanderenErgebnisrücklagen(§
39)zugeführtoderzuanderenZweckenverwendetwird,andieMitgliedernachdemVer-
hältnisihrerGeschäftsguthabenamSchlussdesvorhergegangenenGeschäftsjahresverteilt
werden.BeiderVerteilungsinddieimabgelaufenenGeschäftsjahraufdenGeschäftsanteil
geleistetenEinzahlungenvomerstenTagdesaufdieEinzahlungfolgendenKalenderviertel-
jahresanzuberücksichtigen.DeraufdaseinzelneMitgliedentfallendeJahresüberschuss
wirddemGeschäftsguthabensolangezugeschrieben,bisderGeschäftsanteilerreichtoder
ein durch Verlust vermindertes Geschäftsguthaben wieder ergänzt ist.

(2)EinvomVorschlagdesVorstandsabweichenderBeschlussüberdieVerwendungdesJah-
resüberschusses, durch den nachträglich ein Bilanzverlust eintritt, ist nicht möglich.

§ 44 Deckung eines Jahresfehlbetrages
(1)Über die Deckung eines Jahresfehlbetrages beschließt die Vertreterversammlung.
(2)SoweiteinJahresfehlbetragnichtaufneueRechnungvorgetragenoderdurchHeranziehung

andererErgebnisrücklagengedecktwird,isterdurchdiegesetzlicheRücklageoderdurch
AbschreibungvondenGeschäftsguthabenderMitgliederoderdurchbeideszugleichzu
decken.

(3)WerdendieGeschäftsguthabenzurVerlustdeckungherangezogen,sowirdderaufdas
einzelneMitgliedentfallendeVerlustanteilnachdemVerhältnisderübernommenenGe-
schäftsanteileallerMitgliederbeiBeginndesGeschäftsjahres,indemderVerlustentstan-
den ist, berechnet.
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VI. LIQUIDATION
§ 45 Liquidation
NachderAuflösungerfolgtdieLiquidationderGenossenschaft.FürdieVerteilungdesVermö -
gensderGenossenschaftistdasGesetzmitderMaßgabeanzuwenden,dassÜberschüssenach
dem Verhältnis der Geschäftsguthaben an die Mitglieder verteilt werden.

VII. BEKANNTMACHUNGEN
§ 46 Bekanntmachungen
(1) Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit gesetzlich oder in der Satzung 

nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, auf der öffentlich zugänglichen Internetseite der 
Genossenschaft, der Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht sowie die in § 325 
HGB genannten Unterlagen werden nur im Bundesanzeiger veröffentlicht.

(2)Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie ausgeht.
(3)SinddieBekanntmachungeninden„BadischenNeuestenNachrichten“nichtmöglich,so

wirdbiszurBestimmungeinesanderenBekanntmachungsorgansdurchdieVertreterver-
sammlungdiesedurchunmittelbareBenachrichtigungsämtlicherVertreterinTextformeinbe-
rufen.
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